
  

 

Anfrage AN-111/25 zu den Kosten der Stadt Cottbus im Zusammen-

hang mit der Vollstreckung von Mahngebührenbescheiden des ARD 

ZDF Deutschlandradio Beitragsservice 

Sehr geehrter Herr Schulze, 

vielen Dank für Ihre Fragen, die ich Ihnen nachfolgend gern beantworte: 
 
1. Mahnverfahren und Personaleinsatz 
Die Stadt Cottbus/Chóśebuz führt keine Mahnverfahren im Zusammen-
hang mit Rundfunkbeiträgen durch. Es handelt sich hierbei ausschlie-
ßlich um Vollstreckungshilfeersuchen gemäß Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz für das Land Brandenburg. Im Jahr 2024 wurden 2.841 
Ersuchen übergeben, im Jahr 2025 bislang 1.644. Die Bearbeitung er-
folgt nicht ausschließlich durch Kontopfändungen, sondern situa-
tionsabhängig unter Anwendung geeigneter Maßnahmen. Derzeit sind 
insgesamt sieben Beschäftigte jeweils mit rund 20 % ihrer Arbeitszeit 
mit dieser Aufgabe betraut. 
 
2. Kosten und Refinanzierung 
Im Jahr 2024 beliefen sich die Kosten auf ca. 165.000 €, wovon durch 
Vollstreckungsgebühren und -auslagen etwa 100.000 € refinanziert 
wurden. Für 2025 werden die Kosten auf ca. 145.000 € geschätzt, bei 
einer voraussichtlichen Refinanzierung von rund 86.000 €.  
Die am 15. September 2025 verkündete Änderung der Kostenordnung 
zum Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Brandenburg tritt am 
Tag nach der Verkündung am 16. September 2025 in Kraft und er-
möglicht durch die vorgesehene Anhebung der Gebührensätze eine bes-
sere Kostendeckung, zum Beispiel wird die Grundgebühr bei einer Geld-
forderung bis einschließlich 500 € von 31 € auf 50 € angehoben. Auf Ba-
sis der ersten Schätzung ist im laufenden Jahr mit 
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Gebührenmehreinnahmen in Höhe von ca. 5.000 bis 10.000 € zu rechnen. Eine Kostendeckung 
wird dadurch weiterhin nicht erreicht. 
 
 
3. Rechtliche Grundlagen 
Die rechtliche Grundlage bilden der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag (RFinStV), der Rundfunk-
beitragsstaatsvertrag (RBStV) sowie der Medienstaatsvertrag (MStV). Diese regeln unter anderem 
die Beitragshöhe, die Zuständigkeiten der Landesrundfunkanstalten und den gesetzlichen Auftrag 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Im Land Brandenburg erfolgt die Umsetzung auf Basis des 
Zustimmungsgesetzes gemäß Artikel 91 Absatz 2 der Landesverfassung. § 10 Absatz 6 RBStV bes-
timmt, dass Festsetzungsbescheide im Verwaltungsvollstreckungsverfahren vollstreckt werden. Das 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz Brandenburg (VwVG Bbg) in der Fassung vom 16. Mai 2013 ist 
hierbei maßgeblich. 
 
Die Einwohneranfrage EWA 24/25 von Herrn Röbke wurde seitens der Verwaltung umfassend und 
abschließend beantwortet. Zu dieser Anfrage sind seitens Herrn Röbke keine weiteren Fragen 
bekannt. 
 
Ich hoffe, ich konnte Ihre Anfrage umfassend beantworten. 
 
 

Freundliche Grüße 

Im Auftrag 

 

Dr. Markus Niggemann 
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